
N i e d e r s c h r i f t 
 

über die öffentlichen Verhandlungen des Gemeinderates der Gemeinde Wiernsheim 
am 
 

Mittwoch, 02. Februar 2011 
 

im Sitzungssaal des Rathauses Wiernsheim. 
 
Vor Beginn der Tagesordnung begrüßt BM Oehler die anwesenden 
Gemeinderätinnen und Gemeinderäte, die zahlreichen Besucher und die Presse.  
 
BM Oehler stellt fest, dass die Einladungen zu dieser Gemeinderatssitzung 
rechtzeitig zugestellt worden sind. Einwände gegen die Tagesordnung wurden keine 
erhoben. 
 
Vor dem Eintritt in die Tagesordnung liest BM Oehler auszugsweise ein ihm kurz 
zuvor vorgelegtes Schreiben vor. Das Schreiben ist von den drei Gemeinderäten 
Grammel (Pinache), Blessing (Wiernsheim) und Gille (Serres) unterschrieben. Diese 
beanstanden, dass ihnen für den Tagesordnungspunkt fünf „Antrag der 
Gemeinderäte auf Änderung der Gebührensätze; Änderung der „Satzung zur 
Kinderbetreuung in der Gemeinde““ nicht alle Unterlagen vorliegen würden, die sie 
für ihre Entscheidung benötigen würden. Insbesondere gehen sie darauf ein, dass 
ihnen eine direkte Kopie des Antrages nicht übersandt worden ist und sie 
nachgereichte Unterlagen wegen der kurzfristigen Übersendung nicht hätten prüfen 
können. BM Oehler entgegnet, dass der Inhalt des Antrags in den 
Sitzungsunterlagen sehr wohl enthalten ist, die Bezeichnung des 
Tagesordnungspunkts rechtens ist und die nachgereichten Unterlagen nicht 
entscheidungsrelevant gewesen sind. 
 
In dem Schreiben fordern die drei erwähnten Gemeinderäte TOP 5 zu vertagen. Der 
Verwaltungschef äußert die Meinung, dass ein Vertagungsantrag auf dieser 
Grundlage nicht zulässig ist, lässt jedoch aus Gründen der Rechtsicherheit den 
Gemeinderat über den Geschäftsordnungsantrag der drei Gemeinderäte abstimmen. 
 
Beschlussfassung:  
Sieben Gemeinderäte stimmen für die Vertagung von TOP 5, die anderen 14 
Gemeinderäte – und damit die Mehrheit – lehnen den 
Geschäftsordnungsantrag auf Vertagung von TOP 5 ab.  
Damit wird TOP 5 behandelt. 
 
 
TOP 1  Einwohnerfragestunde 
 
Herr Oettinger, als Sprecher einer Elterninitiative, weist auf ein Schreiben an BM 
Oehler vom 17.01.2011 hin. Er erklärt, dass in dem Schreiben zahlreiche Fragen 
formuliert worden sind und bittet Verwaltungschef Oehler hierzu Stellung zu nehmen. 
Herr Oettinger bittet den Gemeinderat darum, keinen Schnellschuss zu machen, 
sondern gemeinsam mit den Elternvertretern eine einvernehmliche Lösung zu 
suchen. 



 
BM Oehler geht auf die fünf formulierten Fragen ein: 
 

• Zu Beginn wird gefragt, weshalb die Eltern erst am 16.12.2010 von der neuen 
Kindergartensatzung und den Gebührenerhöhungen um bis zu 400 % 
erfahren haben, die ja bereits ab dem 01.01.2011 gelten sollen. 

 
BM Oehler erläutert, dass in der Presse bereits im Spätsommer zu lesen war, dass 
massive Erhöhungen im Kindergarten- und insbesondere im Kleinkindbereich 
erforderlich sein werden. Laut Verwaltungschef wurde diese Äußerung regelmäßig in 
den zurückliegenden Gemeinderatssitzungen wiederholt. Darüber hinaus stellt BM 
Oehler fest, dass am 15.12.2010 in der Gemeinderatssitzung kein Elternvertreter 
anwesend gewesen ist und sich für den Tagesordnungspunkt, der eine Woche 
vorher im Rahmen der Einladung zur Gemeinderatssitzung öffentlich im Amtsblatt 
bekanntgegeben worden ist, interessiert hat. Bürgermeister Oehler betont, dass Frau 
Schuler in Serres den Eltern schon seit einiger Zeit den Hinweis gegeben hat, dass 
eine starke Erhöhung der Elternbeiträge geplant ist. Die in der Frage formulierte  
400 %-Erhöhung ist laut BM Oehler nicht korrekt. 
 

• Als Zweites möchten die Elternvertreter erfahren, warum die Eltern nicht 
vorher durch die Gemeinderätinnen und Gemeinderäte vor Ort in die 
Diskussion mit eingebunden worden sind. 

 
Der Bürgermeister erklärt, dass alle Gemeinderätinnen und Gemeinderäte stets für 
die Einwohnerschaft erreichbar sind und auch er selbst als Verwaltungschef für die 
Anliegen seiner Bürger immer ein offenes Ohr hat. Zudem hat die Zeitung 
regelmäßig über die Diskussion im Gemeinderat berichtet. 
 

• Bei Frage 3 möchten die Elternvertreter wissen, von welchen umliegenden 
Gemeinden die Gemeindeverwaltung die Werte ermittelt hat und möchten eine 
Offenlegung der Unterlagen, da nach deren Recherchen es im weiten Umkreis 
von Wiernsheim keine Gemeinde gibt, die vergleichbar hohe Gebühren 
verlangt.  

 
Verwaltungschef Oehler verweist auf eine umfangreiche Datenerhebung bei 
zahlreichen Gemeinden im Enzkreis. Diese wurde den Mitgliedern des 
Verwaltungsausschusses und auch Mitgliedern des Gemeinderates ausgeteilt, um 
ihnen aufzuzeigen, welche Elternbeiträge in anderen Gemeinden erhoben werden. 
Jedoch ist es laut BM Oehler sehr schwierig direkte Vergleiche zwischen den 
Gemeinden zu ziehen, da das Angebot in den jeweiligen 
Kinderbetreuungseinrichtungen sehr unterschiedlich ist. 
 

• Bei der vierten Frage wollen die Elternvertreter wissen, wie die Verwaltung 
gedenkt, die Veränderungen gemeinsam mit den Elternbeiräten auf rechtlich 
einwandfreie Beine zu stellen. 

 
BM Oehler erklärt, dass die Gemeinde rechtmäßig gehandelt hat und deshalb nach 
umfassender Prüfung alles auf rechtlich einwandfreien Beinen steht. In diesem 
Zusammenhang verweist der Bürgermeister auf seine ausführliche Stellungnahme zu 
diesem Thema in einem der zurückliegenden Amtsblätter hin. Darin hat er unter 
anderem erklärt, dass ein ausgeglichener Haushalt erreicht werden muss. Denkbar 



hierbei wäre anstatt der Erhöhung der Elternbeiträge, z. B. die Grundsteuer 
anzuheben. Auf Nachfrage aus der Bürgerschaft, wie es in anderen Gemeinden 
laufen würde, die derzeit geringere Elternbeiträge verlangen würden, erklärt BM 
Oehler, dass vermutlich auch diese über kurz oder lang die Gebühren nach oben 
anpassen werden. Dies insbesondere deshalb, weil für alle Gemeinden dieselben 
gesetzlichen Vorgaben in Punkto Personalschlüssel gelten und somit alle 
Gemeinden ähnlich hohe Personalkosten abdecken müssen. Ob nun allerdings die 
Gemeinde den Weg geht, die Eltern für die Kinderbetreuung stärker finanziell 
heranzuziehen oder die Allgemeinheit etwas stärker über die Grundsteuer zu 
belasten ist laut Verwaltungschef natürlich Entscheidungssache jeder Gemeinde.  
 
BM Oehler tritt der Vorstellung entgegen, dass die Einführung einer 
Gebührensatzung etwas mit der Gebührenerhöhung zu tun hat. Der Träger, also die 
Gemeinde Wiernsheim, hat auch die Möglichkeit, wenn ein privatrechtliches 
Verhältnis bestünde, die Benutzungsentgelte anzuheben. BM Oehler äußerst 
Verständnis dafür, dass man aufgrund dessen – sowohl der Erhöhung der 
Elternbeiträge, als auch der Veränderung des Rechtsverhältnisses – hier eine 
mögliche Verbindung hätte ziehen können.  
 
Das Landratsamt hat laut Bürgermeister Oehler im Grundsatz erklärt, dass dem 
ersten Augenschein nach ein öffentlich-rechtliches Verhältnis vorliegt. Auch die 
Rechtsanwaltskanzlei, die sich der Sache angenommen hat, ist zum Ergebnis 
gekommen, dass zahlreiche Indizien dafür sprechen, dass es sich bereits jetzt um 
ein öffentlich-rechtliches Verhältnis handelt. Jedoch angenommen man würde ein 
privat-rechtliches Verhältnis zwischen der Gemeinde und den Eltern bejahen, wäre 
dennoch eine Änderung der Satzung zum 01.04.2010 möglich. Erforderlich in diesem 
Fall wäre jedoch eine Kündigung des „Vertrages“ zwischen den Beteiligten. Ein 
Kündigungsrecht steht der Gemeinde in jedem Fall zu. Der Verwaltungschef legt in 
diesem Zusammenhang Wert darauf, dass –  
sofern der Gemeinderat unter TOP 5 der Änderungssatzung zustimmt, anschließend 
die Gemeinde eine Kündigung der bestehenden Verhältnisse vornehmen wird und 
die neuen Gebührensätze ab dem 01.04.2010 gelten werden – 
anschließend kein Elternteil, das bereits jetzt einen Kindergarten- bzw. einen 
Kleinkindplatz belegt, eine Garantie hat, den Platz erneut zu bekommen. Grund 
hierfür ist eine bestehende Aufnahmewarteliste in den Betreuungseinrichtungen. BM 
Oehler merkt an, dass die Belegung der Plätze nicht vorrangig nach dem Eingang 
der Anmeldung geht, sondern insbesondere auch nach sozialen Gesichtspunkten. 
Über die Aufnahme der Kinder entscheidet im Regelfall die Leitung der Einrichtung.  
 
Aus der Zuhörerschaft wird auf die Kurzfristigkeit der Erhöhung hingewiesen. BM 
Oehler räumt ein, dass dies insbesondere bei der Betreuung der Kleinkinder, also der 
Kinder unter drei Jahren, für die Eltern zu einer deutlichen Mehrbelastung führt. Er 
ergänzt jedoch, dass es sich in der gesamten Gemeinde Wiernsheim um insgesamt 
zwei Kinder handelt, für die die Eltern den höchsten Satz entsprechend der 
Gebührenübersicht bezahlen müssen. In diesem Zusammenhang erläutert BM 
Oehler die Kalkulation der Gemeinde. Er weist daraufhin, dass beim zweiten, dritten 
und auch beim vierten Kind eine entsprechende Sozialstaffelung in der 
Gebührenstruktur enthalten ist, die die Eltern zu zahlreichem Nachwuchs animieren 
soll. 
 
Der Verwaltungschef erklärt seine Unterstützung, die Tagesmütter weiter zu fördern.  



 
Auf Nachfrage aus der Elternschaft nach anderen Öffnungszeiten erläutert BM 
Oehler, dass die Erzieherinnen vor Ort mit den Elternbeiräten sich entsprechend 
zusammen setzen mögen und die Öffnungszeiten entsprechend den Bedürfnissen 
der Eltern anpassen können. Dies laut Bürgermeister allerdings im Rahmen der 
bestehenden Gesamtöffnungszeit der Betreuungseinrichtung. 
 
Ein Bürger erklärt, dass er Unterhalt für seine zwei Kinder bezahlt, die jedoch nicht 
mehr in seinem Haushalt wohnen und erkundigt sich bei dem Verwaltungschef 
danach, wie dieser Einzelfall einzuschätzen ist. BM Oehler erklärt, dass er pauschal 
keine Abhilfe schaffen kann, empfiehlt dem Bürger jedoch sich schriftlich mit seinem 
Anliegen an ihn zu wenden. Gegebenenfalls kann der Gemeinderat im Rahmen einer 
Einzelfallentscheidung hier eine mögliche Ausnahme festlegen. 
 
Ein Einwohner beanstandet, dass BM Oehler in seiner Stellungnahme im Amtsblatt 
kürzlich Neuenbürg als Nachbargemeinde bezeichnet hat. Bürgermeister Oehler 
erklärt, dass er in allen Enzkreisgemeinden „Nachbarn“ sieht.  
 
Der Verwaltungschef erläutert, dass die Gemeinde was die Erhöhung der 
Elternbeiträge betrifft sich noch in einer Lernphase befindet und lobt in diesem 
Zusammenhang die Erzieherinnen und den Gemeinderat für die in den vergangenen 
Jahren geübte Zurückhaltung bei der Erhöhung der Elternbeiträge.  
 
Verwaltungschef Oehler tritt dem Vorwurf entgegen, dass ein „Massentourismus“ von 
der Kirche zur Gemeinde oder umgekehrt eintreten könne; zumal die Gemeinde den 
Abmangel bei der Kirche finanziert. 
 
Auf Nachfrage von Herrn Schelenz aus Iptingen, dem zweiten Sprecher der 
Elterninitiative, ob die Elternbeiräte nicht befragt werden müssten, erklärt BM Oehler, 
dass dies rechtlich geprüft worden ist und letztlich nicht zwingend erforderlich ist. Der 
Verwaltungschef erklärt, dass beispielsweise bei der Grundsteuererhöhung die 
Grundstückbesitzer auch nicht gefragt werden.  
 

• Auf Frage Nummer fünf der Elternvertreter, auf welcher Grundlage die 
Mitglieder des Gemeinderates den Beschluss für die Kindergartensatzung 
gefasst haben, ob ihnen alle notwendigen Unterlagen und Informationen 
vorgestellt worden sind und sich die Gemeinderäte auch selbst ausreichend 
mit der Thematik befasst haben,  

 
erklärt BM Oehler, dass die Verwaltung dies in jedem Fall mit einem Ja beantwortet, 
es allerdings sicherlich einen kleinen Teil der Gemeinderäte gibt, der mit einem Nein 
antworten wird. Im Folgenden erläutert BM Oehler die ausgegebenen Unterlagen. 
Der Verwaltungschef geht erneut auf die Höhe der Gebühren ein und erklärt, dass 
die ursprünglichen Gebühren bis 2014 hätten Bestand haben sollen, jetzt aufgrund 
einer möglichen Reduzierung entsprechend TOP 5 jährlich entsprechend den 
Empfehlungen der Kirchen und kommunalen Landesverbände angepasst werden 
müsse. 
 
Auf Nachfrage weshalb die Niederschriften zu den letzten Gemeinderatssitzungen 
erst kürzlich im Amtsblatt erschienen sind, erklärt BM Oehler, dass aufgrund der 



Aufgabenhäufung im Hauptamt ein neuer Mitarbeiter eingestellt wurde und somit es 
möglich ist, dass die Protokolle künftig zeitnah erscheinen. 
 
Ein Einwohner äußert Verwunderung über den Gebührensprung von 67 Euro auf 100 
Euro. BM Oehler erklärt, dass er kein Lob von denen erwartet, die bisher die 
günstigen Tarife genossen haben, bittet aber um Kenntnisnahme der Faktenlage und 
verweist erneut auf die Kalkulation der Kämmerei. 
 
Herr Oettinger erkundigt sich nach einer möglichen weiteren Zusammenarbeit 
zwischen Elternbeirat und Gemeinde. BM Oehler weist daraufhin, dass er ein sehr 
sozialer Mensch sei und keine Bereitschaft heucheln möchte, eine Zusammenarbeit 
zu initiieren, die letztlich nicht zum Erfolg führt.  
 
Auf Nachfrage weshalb BM Oehler 95,- € verlangen will, anstatt 87,- €, die die Kirche 
verlangt, verweist BM Oehler auf die Anzahl der geöffneten Monate, da die Kirche 
nur elf Monate im Jahr geöffnet hat, die Gemeindekindergärten jedoch das ganze 
Jahr über. Herr Oettinger wendet ein, dass der kommunale Kindergarten in Serres 
nur an elf Monaten geöffnet hat. Der Verwaltungschef erklärt daraufhin, dass es 
bisher immer möglich gewesen ist, die Kinder in den Ferien in den kommunalen 
Kindergarten nach Wiernsheim zu bringen. 
 
Der Verwaltungschef erläutert den zahlreichen Zuhörern, dass er gerne alle 
Kinderplätze kostenlos anbieten würde, wenn er das vertreten könnte und auch 
dürfte, insbesondere auch dann wenn das Land für die entsprechenden Kosten 
aufkommen würde. Im Übrigen sei es wenn man den Gemeindehaushalt betrachtet 
enorm was die Gemeinde bereits für Kinder und Jugendlichen ausgibt. Dennoch 
betont der Verwaltungschef, dass ihm die Erhöhung der Gebührensätze nicht leicht 
fällt.  
 
Auf eine erneute Nachfrage eines Bürgers weshalb eine Angleichung der 
Gebührensätze für über dreijährige stattfinden soll, allerdings nicht für unter 
dreijährige Kinder, erklärt BM Oehler, dass insbesondere die Kleinkinder einen 
erhöhten Personalbedarf haben und dies bezahlt werden muss. Er deutet die 
Alternative mit der Grundsteuererhöhung erneut an.  
 
Der Verwaltungschef erklärt, dass ohne den Protest der Eltern die Gebührensätze so 
geblieben wären, wie sie am 15.12.2010 vom Gemeinderat verabschiedet worden 
sind und jetzt aufgrund der Elterninitiative der Gemeinderat auch reagiert hat. Ein 
Elternteil äußert sich und gibt dem Bürgermeister vom Grundsatz her Recht, dass 
eine Erhöhung erforderlich ist, bittet jedoch darum die Öffnungszeiten entsprechend 
zu verlängern. Der Verwaltungschef empfiehlt hierbei das direkte Gespräch zwischen 
der Kindergarten-Leitung vor Ort und dem entsprechenden Elternbeirat.  
 
Ein Einwohner schließt sich dem geäußerten Wunsch an, dass die 
Gemeinderatsprotokolle zeitnah im Amtsblatt erscheinen. BM Oehler erklärt, sich 
darum zu kümmern.  
 
Auf Nachfrage von BM Oehler ob die anwesenden Einwohner weitere Anfragen 
haben, kommen keine Wortmeldungen. Der Verwaltungschef zeigt sich zufrieden, 
dass die Anfragen der Zuhörer- und Einwohnerschaft abschließend beantwortet 
werden konnten. 



 
 
TOP 2  Blutspenderehrung 
 
Anlässlich der jährlichen Blutspenderehrung erteilt Bürgermeister Oehler der 
Vorsitzenden des DRK-Ortsvereins Wiernsheim-Wurmberg, Frau Bossert, das Wort. 
Sie dankt allen Blutspendern und motiviert die zahlreich erschienenen Besucher im 
Sitzungssaal einmal zur Blutspende zu gehen. Hintergrund ist, dass insgesamt 
immer weniger Blut gespendet wird. BM Oehler merkt an, dass das Thema 
„Blutspende“ immer dann wichtig wird, wenn in der Familie oder im Freundeskreis 
entsprechende Erkrankungen auftreten, die Bluttransfusionen erforderlich machen. 
Frau Bossert erklärt, dass das DRK vor Ort eine kleine sehr aktive Gruppe ist, die 
sich auch jeder Zeit über weitere Mitglieder freut.  
 
Im Folgenden werden geehrt für  

• 10maliges Blutspenden: Dieter Bogner, Thorsten Jäger, Holger Janowsky, 
Helga Nowotny und Brigitte Schopf, 

• für 25maliges Blutspenden: Sabine Gille, Christel Heugel und Elke Weil-
Türksch, 

• für 50maliges Blutspenden: Sybille Beck, Wilfried Brandt und Barbara Fix. 
 
Es folgt ein kurzer Fototermin der geehrten anwesenden Blutspender mit BM Oehler 
und der DRK-Ortsvereinsvorsitzenden Bossert. 
 
 
TOP 3  Bebauungsplan „Au“ in Iptingen; Vorentwurf 
 
BM Oehler erläutert, dass die Planung im Hinblick auf das Baugebiet „Au“ sich als 
sehr schwierig erwiesen hat. Grund hierfür sind die zahlreichen Fledermausarten der 
Umgebung. BM Oehler erteilt Architekt Raible, der den Bebauungsplan Iptingen „Au“ 
entworfen hat, das Wort. Dieser erläutert die Grundzüge der Planung. Er teilt mit, 
dass vor Ort eine artenschutzrechtliche Untersuchung stattgefunden hat, mit dem 
Ergebnis, dass das Baugebiet „Au“ mit Veränderungen umgesetzt werden kann. Im 
Vergleich zur ursprünglichen Planung muss ein Bauplatz wegfallen. Planer Raible 
erläutert im Folgenden, dass für das Baugebiet „Au“ insgesamt sehr wenige Auflagen 
vorgesehen sind.  
 
GR Bäuerle erkundigt sich, ob eine Umlegung auch ohne Zustimmung aller 
Grundstückseigentümer möglich ist. BM Oehler entgegnet, dass es sich hier um eine 
freiwillige Umlegung handelt. Laut Verwaltungschef beabsichtigt die Gemeinde nicht, 
eine gesetzliche Umlegung durchführen zu lassen. 
 
Beschlussfassung: 
Der Gemeinderat beschließt einstimmig den vorliegenden Vorentwurf und gibt 
grünes Licht dafür, dass die STEG die Grundstücksverhandlungen aufnehmen 
kann.  
 
 
TOP 4  Organisation der Landtagswahl am 27.03.2011 
 
a) Bildung der Wahlvorstände und des Briefwahlvorstandes 



b) Festlegung der Wahlbezirke, Wahlorte und Wahlräume 
c) Beschlussfassung über die Entschädigung der Wahlhelfer 
 
a) Bildung der Wahlvorstände und des Briefwahlvorstandes 
 
BM Oehler verweist auf die umfassende Drucksache. Er erklärt, dass die Bildung der 
Wahlvorstände und des Briefwahlvorstandes eine Aufgabe der laufenden Verwaltung 
ist, die der Öffentlichkeit zur Kenntnis gegeben wird. 
 
b) Festlegung der Wahlbezirke, Wahlorte und Wahlräume 
 
Laut BM Oehler ist auch dies ein Geschäft der laufenden Verwaltung. BM Oehler 
erklärt, dass die Wahlbezirke im Vergleich zu den vorhergehenden Wahlen 
unverändert sind, es alleine eine Änderung bei einem Wahlraum gibt und zwar in 
Iptingen. Dort wird die Wahl anstatt in der Rathausaußenstelle bei der Landtagswahl 
am 27.03.2011 im Evangelischen Gemeindehaus in Iptingen stattfinden. 
 
Der GR nimmt dies zustimmend zur Kenntnis. 
 
c) Beschlussfassung über die Entschädigung der Wahlhelfer. 
 
BM Oehler verweist bei diesem Punkt auf die vorliegende Drucksache. Danach 
schlägt die Verwaltung dem Gemeinderat vor, für die Wahlhelfer die Satzung über 
die Entschädigung für ehrenamtliche Tätigkeit anzuwenden und darüber hinaus den 
Mitgliedern der Wahlvorstände in den Wahlbezirken ein Erfrischungsgeld von 21 
Euro zu bezahlen. 
 
Beschlussvorschlag: 
Der Gemeinderat beschließt einstimmig die Satzung über die Entschädigung 
für ehrenamtliche Tätigkeit anzuwenden und den Wahlhelfern zudem ein 
Erfrischungsgeld entsprechend der Landeswahlordnung in Höhe von 21 Euro 
zu gewähren. 
 
 
TOP 5  Antrag der Gemeinderäte auf Änderung der Gebührensätze; 
  Änderung der „Satzung zur Kinderbetreuung in der Gemeinde“ 
 
BM Oehler verweist auf die vorliegende Gemeinderatsdrucksache, die die 
Gemeinderäte mit den anderen Sitzungsunterlagen rechtzeitig erhaben haben. Der 
Verwaltungschef erläutert, dass den Gemeinderäten hierzu eine kleine Ergänzung 
zugegangen ist, die allerdings keinen neuen Beschlussvorschlag enthält, sondern 
lediglich über eine mögliche Alternative informiert, was von BM Oehler auch in der 
Gemeinderatssitzung hätte mündlich erwähnt werden können. 
 
GR Grammel stellt den Antrag zur Geschäftsordnung den TOP nichtöffentlich zu 
behandeln. Noch bevor hierüber abgestimmt wird, appelliert BM Oehler an die 
Mitglieder des Gemeinderats, dieses wichtige Thema in aller Öffentlichkeit zu 
diskutieren.  
 
GR Hudak erklärt, dass die Eltern ein Anrecht auf die Informationen haben und es 
GR und RA Grammel aus Pinache lediglich um die rechtliche Seite der 



Angelegenheit geht. In diesem Zusammenhang erklärt GR Hudak, dass er dem 
Anschein entgegen treten möchte, nicht gut informiert gewesen zu sein. Er erläutert 
desweiteren den zahlreichen anwesenden Besuchern zudem das Wort Adepten, das 
GR Grammel in einem offenen Brief für einige Gemeinderäte wählte. Laut der freien 
Enzyklopädie Wikipedia ist ein Adept die Bezeichnung für eine Person oder einen 
Schüler, der in eine Geheimlehre oder Geheimwissenschaft eingeweiht ist. Darüber 
hinaus verweist GR Hudak bei einer juristischen Fragestellung auf ein Schreiben des 
Landratsamts, dem er Glauben schenkt. Die Auffassung der Rechtsaufsichtsbehörde 
deckt sich mit den Ansichten der Gemeindeverwaltung und des Gemeindetags 
Baden-Württemberg– allerdings nicht mit der Meinung von GR und RA Grammel. In 
diesem Zusammenhang erklärt GR Hudak, dass er Grammels juristischen 
Ausführungen kein Vertrauen mehr entgegenbringen kann. 
 
GR Genssle betont, dass das Informationsbedürfnis der Eltern so groß ist, dass 
dieser TOP öffentlich zu beraten ist. 
 
GR Zundel teilt mit, dass es ein informelles Treffen im Vereinsheim des Harmonika 
Spielrings gegeben hat und dort nur eine juristische Seite dargestellt wurde und zwar 
die Ansicht von GR und Rechtsanwalt Grammel. GR Zundel verdeutlicht, dass auch 
er dem Rechtsgelehrten des Landratsamtes Glauben schenkt und sich dieser 
Auffassung anschließt. Zudem hat laut GR Zundel jetzt das Gemeinderatsgremium 
die Möglichkeit und auch die entsprechende grundlegende Basis die Dinge öffentlich 
anzusprechen. Erster BM-Stellvertreter Zundel fasst zusammen, dass ihm die 
Tätigkeit im Gemeinderat derzeit wenig Freude bereitet und er ernsthaft überlegt, ob 
er sein Gemeinderatsmandat und stellvertretenden Bürgermeisterposten niederlegt. 
Dies werde er tun, wenn sich die Verhältnisse und die Zusammenarbeit im 
Gemeinderatsgremium nicht ändern. 
 
GR Janowsky teilt mit, dass er seinen Kollegen, GR Zundel, sehr gut versteht, 
unterstreicht jedoch, dass die Bürger engagierte Gemeinderäte gerade jetzt 
brauchen und dass die Ursache für das derzeitige Verhältnis insbesondere einem 
Gemeinderatsmitglied aus Pinache und seinen zwei „Adepten“ im Gremium, die alle 
drei diesen TOP vertagen wollten, zuzuschreiben ist. 
 
BM Oehler bittet die anwesende Öffentlichkeit den Saal zu verlassen damit die 
Nichtöffentlichkeit hergestellt werden kann, die laut Gemeindeordnung erforderlich 
ist, um über den Geschäftsordnungsantrag abzustimmen. 
 
Um 21.30 Uhr wird die Nichtöffentlichkeit hergestellt. 
 
Um 21.40 Uhr stellt BM Oehler die Öffentlichkeit wieder her, nachdem der 
Gemeinderat den Antrag von GR Grammel, den TOP nichtöffentlich zu 
behandeln, mehrheitlich abgelehnt hat. Bürgermeister Oehler unterbricht die 
Sitzung für fünf Minuten. 
 
Um 21.45 Uhr wird die Sitzung fortgesetzt. BM Oehler erläutert die vorgelegte 
Drucksache. Insbesondere verweist er auf den Antrag der Gemeinderäte, die eine 
Änderung der Gebührensätze gefordert haben. Diesem Wunsch ist die 
Gemeindeverwaltung entgegengekommen und hat die ursprünglichen 
Gebührensätze für die Kinder über drei Jahre etwas nach unten korrigiert. Eine 
Änderung ist somit bei den Gebührensätzen der Regelgruppe bzw. der Regelgruppe 



mit verlängerten Öffnungszeiten, der Kombi-Gruppe und der Kombi-Gruppe plus 
vorgesehen. Keine Änderung soll es laut BM Oehler bei der Kinderkrippe geben. 
 
Der Verwaltungschef betont, dass wenn man ein privat-rechtliches Verhältnis 
zwischen Gemeinde und den Eltern bejahen würde, eine Kündigung des „Vertrages“ 
zwischen den beiden Beteiligten in den Tagen nach der Beschlussfassung 
erforderlich wäre. Die Eltern hätten dann die Möglichkeit ihre Kinder erneut 
anzumelden. Da jedoch eine Warteliste für die Belegung der Kindergartenplätze 
besteht, wäre es laut Verwaltungschef möglich, dass Eltern kurzfristig ihren 
derzeitigen Kindergartenplatz verlieren könnten. 
 
GR Janowsky erklärt, dass er den Eltern das grundsätzlich nicht zumuten möchte 
und erklärt, dass er sich auch vorstellen könnte, dass diese jetzt beschlossenen 
etwas geringeren Gebühren bereits ab dem 01.01.2011 gelten könnten. 
Voraussetzung wäre dann, dass man ein öffentlich-rechtliches Verhältnis bejaht, eine 
Kündigung somit obsolet wäre und die Kinder alle wie bisher ihren Kindergartenplatz 
innehaben könnten. 
 
GR Dr. Genssle erklärt den Anwesenden ausführlich, wie der Gemeinderat im 
Dezember zu seiner Entscheidung gekommen ist. Er verdeutlicht, dass es im 
Verwaltungsausschuss (VA) wegen der prekären Gemeindefinanzen eine 
umfassende Vorberatung gegeben hat und auch das Thema 
Kinderbetreuungsgebühren im VA vorbesprochen worden ist. Laut Dr. Genssle sind 
die Kostensteigerungen im Haushalt der Gemeinde abgebildet und damit für 
jedermann einsehbar. GR Dr. Genssle bittet die Eltern um Verständnis, dass eine 
Gebührenerhöhung nun erforderlich geworden ist, zumal es jahrelange keine 
Erhöhung gegeben hat. GR Dr. Genssle teilt mit, dass die Äußerungen von GR 
Grammel in dessen offenem Brief vielfach falsch sind; auch dass er als Dr. Genssle 
ein Adept von BM Oehler sein soll, entbehrt jeglicher Grundlage. Dr. Genssle betont, 
dass er weder Teil der Bürgermeister-Fraktion noch Teil der Grammel-Fraktion ist. 
 
GR Hudak erklärt, dass sich die vorgesehene Gebührensenkung insbesondere beim 
zweiten, dritten und vierten Kind zeigt und er sich damit anfreunden könnte, dass die 
jetzt mit Wirkung zum 1.4.2011 geänderten Gebührensätze bereits ab dem 
01.01.2011 gelten. 
 
GR‘in Brandauer erklärt, dass sie sich einen runden Tisch gewünscht hätte, mit allen 
Beteiligten. Sie äußert ihre Absicht gegen die Satzung stimmen zu wollen, weil sie 
die Absenkung für nicht ausreichend erachte. 
 
GR Bäuerle teilt mit ein, dass er in der Dezember-Sitzung für den Vorschlag der 
Verwaltung votiert hat, allerdings ohne die ursprünglichen Werte im Blickfeld gehabt 
zu haben. Er äußert seine Sorge, dass auch andere Gemeinderäte die 
Gebührenerhöhung nicht im entsprechenden Umfang im Auge gehabt haben 
könnten. 
 
GR Dr. Schmitz schließt sich der Äußerung von GR Dr. Genssle an, betont, dass er 
hinter der grundsätzlichen Erhöhung der Elternbeiträge steht, erläutert aber auch, 
dass er sich eine stärkere Einbeziehung der Elternbeiräte gewünscht hätte. Er 
schlägt deshalb ein Moratorium vor und informiert darüber, die Entscheidung erst zu 
einem späteren Zeitpunkt treffen zu wollen. 



 
GR Ruppert unterstreicht, dass es im vorliegenden Fall um eine 
Gebührenreduzierung geht und er sich die neuen Gebühren ab dem 01.04.2011 
vorstellen könnte.  
 
GR Dr. Stuible tritt einer möglichen Annahme entgegen, dass der 
Verwaltungsausschuss zu wenig Informationen von der Verwaltung bekommen hätte. 
Er erläutert den Zuhörern, dass der Verwaltungsausschuss in der Regel nicht-
öffentlich tagt, dass sechs Gemeinderäte im Verwaltungsausschuss sitzen und jeder 
dieser sechs Gemeinderäte die Chance hatte, sich ausreichend zu informieren. GR 
Hudak bestätigt die Äußerung von GR Dr. Stuible und erklärt, dass der Gemeinderat 
wusste, worüber man abstimmte. 
 
BM Oehler erläutert die vorgelegte Ergänzungsdrucksache. Er erklärt, dass die 
Gemeinde rechtlich einwandfrei handeln möchte und deshalb die Änderungssatzung 
zum 01.04.2011 in Kraft treten sollte. Dennoch sei es laut Verwaltungschef Oehler 
auch denkbar die ermäßigten Gebührensätze bereits rückwirkend ab dem 
01.01.2011 zu erheben.  
 
GR Janowsky bezieht sich auf die dem Gemeinderat vorgelegte Kostenkalkulation, 
die darstellt, welche Kosten für die Bereitstellung eines Kindergartenplatzes und für 
die Bereitstellung eines Krippenplatzes anfallen. In Anbetracht des bisher extrem 
geringen Kostendeckungsgrades durch Elternbeiträge, bittet er bei den Eltern um 
Verständnis für eine entsprechende Erhöhung.  
 
GR Retter stellt den Geschäftsordnungsantrag die Debatte zu beenden und 
abzustimmen. 
 
Beschlussfassung: 
14 Gemeinderäte stimmen für die von der Verwaltung vorgelegte Änderung der 
Satzung zur Kinderbetreuung in der Gemeinde, 5 Gemeinderäte stimmen 
dagegen und 2 Gemeinderäte enthalten sich ihrer Stimme. Damit ist die 
Änderungssatzung mehrheitlich beschlossen. 
 
 
TOP 6  Informationen der Verwaltung 
 
BM Oehler betont, dass die Geschäftsstelle des Gemeinderates beim Hauptamt der 
Gemeindeverwaltung angesiedelt ist und deshalb Schreiben von Gemeinderäten 
oder Ähnliches beim Hauptamt einzugehen haben, da sie letztlich auch dort 
bearbeitet werden. 
 
 
TOP 7  Verschiedenes 
 
Hierzu werden keine Äußerungen gemacht. 
 
 
TOP 8  Anfragen der Gemeinderäte 
 



GR Blessing erkundigt sich, wer bei der Gustav-Heinemann-Schule nach dem 
Winterdienst schaut. BM Oehler antwortet, dass dies Aufgabe der Schule selbst ist. 
 
 
Ende der Sitzung 22.20 Uhr 
 
 


